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05.03.2013, 16:30 Uhr
Bezirksvertretung Mitte
Bezirksvertretung Burg/Höhscheid
Ausschuss für Stadtentwicklung, Umwelt, Klimaschutz 
und Mobilität
Theater und Konzerthaus – Kammermusiksaal

Tagesordnung - öffentlicher Teil -
Beantwortung von Anfragen
1. Befangenheitserklärungen
2. Verkehrsplanung Dickenbusch
 Verkehrssimulation und weiteres Vorgehen
3. Verschiedenes

B E K A N N T M A C H U N G

über die Berufung einer Listennachfolgerin  
in den Rat der Stadt Solingen

Gemäß § 45 Abs. 2 des Kommunalwahlgesetzes in der 
 Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV. 
NRW. S. 454), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Juni 
2008 (GV. NRW. S. 514), gebe ich bekannt:

Das Mitglied des Rates der Stadt Solingen Frau Inge Brümmer 
– gewählt über die Reserveliste der Bürgergemeinschaft für 
Solingen e.V. (BFS) – ist am 24.01.2013 verstorben. 

Als nächstfolgende, bisher noch nicht berücksichtigte 
 Bewerberin aus der Reserveliste der BFS ist

Frau Daniela Dörrich
Querstraße 32
42699 Solingen

von mir als gewählt festgestellt worden. 

Nach § 62 der Kommunalwahlordnung hat Frau Dörrich die 
Mitgliedschaft im Rat der Stadt Solingen mit Wirkung vom 
11.02.2013 erworben.

Gegen diese Feststellung kann binnen eines Monats – vom 
Tage der Bekanntmachung an gerechnet – Einspruch er-
hoben werden. Der Einspruch ist beim Wahlleiter, Verwal-

tungsgebäude Gasstraße 22, 42657 Solingen schriftlich 
ein zureichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären.

Solingen, 18.02.2013

Der Wahlleiter

Norbert Feith
Oberbürgermeister

O R D N U N G S B E H Ö R D L I C H E  V E R O R D N U N G 

über die  Freigabe von acht verkaufsoffenen 
 Sonntagen in  verschiedenen Stadtbezirken  

und in Gesamt-Solingen

vom 26.02.2013 

Aufgrund des § 6 (4) des Gesetzes zur Regelung der Laden-
öffnungszeiten (Ladenöffnungszeitengesetz - LÖG NRW) 
vom 16.11.2006 und des § 27 (1) des Ordnungsbehörden-
gesetzes NRW wird von der Stadt Solingen als örtlicher 
 Ordnungsbehörde gemäß Ratsbeschluss vom 21.02.2013 
für verschiedene Stadtbezirke und Gesamt-Solingen folgen-
de Verordnung erlassen:

Sitzungen des Rates der Stadt Solingen,  seiner Ausschüsse und der Bezirksvertretungen 



§ 1
(1) Verkaufsstellen dürfen am 03.03.2013 innerhalb des 

Stadtbezirkes Ohligs/Aufderhöhe/Merscheid in der 
Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr geöffnet sein.

(2) Verkaufsstellen dürfen am 24.03.2013 innerhalb des 
Stadtbezirkes Burg/Höhscheid in der Zeit von 13.00 
bis 18.00 Uhr geöffnet sein.

(3) Verkaufsstellen dürfen am 07.04.2013 innerhalb des 
Stadtbezirkes Mitte in der Zeit von 13.00 bis 18.00 
Uhr geöffnet sein.

(4) Verkaufsstellen dürfen am 14.07.2013 innerhalb des 
Stadtbezirkes Wald in der Zeit von 13.00 bis 18.00 
Uhr geöffnet sein.

(5) Verkaufsstellen dürfen am 11.08.2013 innerhalb des 
Stadtbezirkes Mitte in der Zeit von 13.00 bis 18.00 
Uhr geöffnet sein.

(6) Verkaufsstellen dürfen am 01.09.2013 innerhalb des 
Stadtbezirkes Ohligs/Aufderhöhe/Merscheid in der 
Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr geöffnet sein.

(7) Verkaufsstellen dürfen am 27.10.2013 in Solingen in 
der Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr geöffnet sein.

(8) Verkaufsstellen dürfen am 08.12.2013 in Solingen in 
der Zeit von 13.00 bis 18.00 Uhr geöffnet sein.

§ 2
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

im Rahmen des § 1 Verkaufsstellen außerhalb der dort 
zugelassenen Geschäftszeiten offen hält.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 13 des Gesetzes 
zur Regelung der Ladenöffnungszeiten mit einer Geld-
buße bis zu 500 Euro geahndet werden.

§ 3
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung 
in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehende Ordnungsbehördliche Verordnung der 
Stadt Solingen wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 7 Abs. 6 GO NRW 
eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim 
Zustandekommen dieser ordnungsbehördlichen Verord-
nung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,

b) diese Satzung/ordnungsbehördliche Verordnung ist 
nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.

Solingen, 26.02.2013     
 
Norbert Feith
Oberbürgermeister 

B E K A N N T M A C H U N G

III. Änderungssatzung

zur Satzung der Stadt Solingen über die 
 Entwässerung der Grundstücke und den  

Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage 
(Entwässerungssatzung - EntwS -)

vom 22. Febr. 2013

Auf Grund 

- der §§ 7, 8, 9 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), 

- der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(BauO NRW) vom 07. März 1995 (GV NRW S. 218), 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2000 
(GV NRW S. 555),  

- des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2585), 

- der Verordnung über Anforderungen an das Einleiten 
von Abwasser in Gewässer (Abwasserverordnung – 
AbwV) vom 21.03.1997 in der Fassung der Bekannt-
machung vom 17.06.2004 (BGBl I S. 1108, 2625) 

- des Gesetzes über Abgaben für das Einleiten von Ab-
wasser in Gewässer (Abwasserabgabengesetz - AbwAG) 
vom 03. November 1994 (BGBl S. 3370) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18.01.2005 (BGBl. I S. 114), 

- des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landeswassergesetz - LWG -) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV NRW S. 926), 
sowie 

- des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord rhein-
Westfalen vom 21.10.1969 (GV NRW 1969, S. 712), 

in ihren jeweils zur Zeit geltenden Fassungen, hat der Rat 
der Stadt Solingen in seiner Sitzung am 21. Februar 2013 
folgende Satzung beschlossen: 

Artikel I
1. § 23 Abs. 2 Satz 4 erhält folgende Fassung:  

Der Gebührenpflichtige ist verpflichtet, den Nachweis 
der verbrauchten oder zurückgehaltenen Wasser-
mengen durch einen auf seine Kosten eingebauten 
ordnungsgemäß funktionierenden und geeichten 
Wasserzähler zu führen.

2. § 23 Abs. 2 Satz 5 erhält folgende Fassung:  
Der Nachweis über den ordnungsgemäß funktionie-
renden und geeichten Wasserzähler obliegt dem 
Gebührenpflichtigen.

3. In § 23 Abs. 2a entfällt Satz 5 komplett.

Artikel II
Diese Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 01. Januar 
2013 in Kraft.

---------------------------------------------------------------------------

Die vorstehende III. Änderungssatzung zur Satzung der 
Stadt Solingen über die Entwässerung der Grundstücke und 
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den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage - Entwäs-
serungssatzung - wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 7 Absatz 6 GO NW 
eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim 
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.

Solingen, 26. Februar 2013    
 
Feith
Oberbürgermeister

B E K A N N T M A C H U N G

Stadtbezirk Mitte

Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan W 619

Aufgrund des § 2 (1) Baugesetzbuch (BauGB) vom 23.09. 
2004 (BGBl. I S. 2414) in der derzeit geltenden Fassung hat 
der Rat der Stadt Solingen in seiner Sitzung am 21.02.2013 
folgenden Beschluss gefasst: 

Der Rat der Stadt beschließt:
Für das Gebiet östlich der Höher Straße, westlich der Büsch-
berger Straße und nördlich der Beethovenstraße wird die Auf-
stellung des Bebauungsplanes W 619 beschlossen. Bestand-
teil des Beschlusses ist der Lageplan im Maßstab 1/500 vom 
08.01.2013, in dem die Bereichsgrenzen durch starke schwar-
ze unterbrochene Linien gekennzeichnet sind.

Gem. § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht – Bekanntmachungs-
verordnung (BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 
516) in der derzeit geltenden Fassung wird schriftlich bestä-
tigt, dass der Wortlaut des Aufstellungsbeschlusses mit dem 
Ratsbeschluss übereinstimmt und dass nach § 2 (1) und (2) 
BekanntmVO verfahren worden ist. Die Bekanntmachung 
wird angeordnet. Gem. § 2 (1) BauGB i.V.m. § 3 (1) Be-
kanntmVO wird veranlasst, dass der Ratsbeschluss und die 
Bekanntmachungsanordnung in vollem Wortlaut und in der 
nach § 4 BekanntmVO vorgeschriebenen Form öffentlich 
bekanntgemacht werden.

Solingen, 22.02.2013

Feith
Oberbürgermeister

Bekanntmachungsanordnung
Der durch den Rat der Stadt Solingen am 21.02.2013 ge-
troffene Beschluss wird hiermit gem. § 2 (1) BauGB i.V.m. § 
4 BekanntmVO öffentlich bekanntgemacht. Der volle Wort-
laut des Beschlusses lautet:

Der Rat der Stadt beschließt:
Für das Gebiet östlich der Höher Straße, westlich der Büsch-
berger Straße und nördlich der Beethovenstraße wird die Auf-
stellung des Bebauungsplanes W 619 beschlossen. Bestand-
teil des Beschlusses ist der Lageplan im Maßstab 1/500 vom 
08.01.2013, in dem die Bereichsgrenzen durch starke schwar-
ze unterbrochene Linien gekennzeichnet sind.

Der Lageplan im Maßstab 1/500 vom 08.01.2013 als Be-
standteil zum Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplanes 
W 619 liegt vom Tage der Bekanntmachung an während 
der Dienststunden im Rathaus Solingen-Mitte, Stadtdienst 
Planung, Mobilität und Denkmalpflege, Abteilung Städte-
bauliche Planung, Rathausplatz 1, 2. Obergeschoss wäh-
rend der Dienststunden zu jedermanns Einsicht aus. Dienst-
stunden sind Montags, Dienstags und Mittwochs jeweils in 
der Zeit von 8.00 bis 13.00 Uhr sowie von 14.00 bis 16.00 
Uhr, Donnerstags in der Zeit von 8.00 bis 13.00 Uhr sowie 
von 14.00 bis 18.00 Uhr und Freitags von 8.00 bis 13.00 
Uhr. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben.

Dieser unmaßstäbliche Ausschnitt aus der Deutschen Grundkarte 
dient als grobe Umschreibung des Lageplans im Maßstab 1/500 
vom 08.01.2013 als Bestandteil des Aufstellungsbeschlusses zum 
Bebauungsplan W 619. Vervielfältigt mit Genehmigung des Stadt-
dienstes Vermessung und Kataster Solingen DGK 5 (17.3/98).

Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land 
Nord rhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666) in der 
derzeit geltenden Fassung weise ich darauf hin, dass die 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung Nordrhein-Westfalen gegen Satzungen, 
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennut-
zungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn
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sowie Ausschachtungen, Ablagerungen einschließlich 
Lagerstätten;

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Verände-
rungen von Grundstücken und baulichen Anlagen, 
deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustim-
mungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenom-
men werden.

§ 4
Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegen-
stehen, kann von der Veränderungssperre eine Ausnahme 
zugelassen werden. 

§ 5
Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungssper-
re baurechtlich genehmigt worden sind, Vorhaben, von de-
nen die Stadt Solingen nach Maßgabe des Bauordnungs-
rechts Kenntnis erlangt hat und mit deren Ausführung vor 
dem Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte begonnen 
werden dürfen, sowie Unterhaltungsarbeiten und die Fort-
führung einer bisher ausgeübten Nutzung werden von der 
Veränderungssperre nicht berührt.

§ 6
Die Veränderungssperre tritt am Tage der Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Stadt Solingen in Kraft. Sie tritt nach Ab-
lauf von zwei Jahren, vom Tag der Bekanntmachung ge-
rechnet, außer Kraft. Auf die Frist ist der seit der Zustel-
lung der ersten Zurückstellung eines Baugesuches nach § 
15 BauGB abgelaufene Zeitraum anzurechnen. Die Verän-
derungssperre tritt in jedem Fall außer Kraft, sobald und 
soweit der Bebauungsplan für das in § 2 genannte Gebiet 
rechtsverbindlich wird.

Gem. § 2 (3) der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht – Bekanntmachungs-
verordnung (BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 
516) in der derzeit geltenden Fassung wird schriftlich bestä-
tigt, dass der Wortlaut der Satzung mit dem Ratsbeschluss 
übereinstimmt und dass nach § 2 (1) und (2) BekanntmVO 
verfahren worden ist. Die Bekanntmachung wird angeord-
net. Gem. § 2 (1) BauGB i.V.m. § 3 (1) BekanntmVO wird ver-
anlasst, dass die Satzung und die Bekanntmachungsanord-
nung in vollem Wortlaut und in der nach § 4 BekanntmVO 
vorgeschriebenen Form öffentlich bekanntgemacht werden.

Solingen, 22.02.2013

Feith
Oberbürgermeister

Hinweise
Es wird auf folgendes hingewiesen:

Dauert die Veränderungssperre länger als 4 Jahre über den 
Zeitpunkt ihres Beginns oder der ersten Zurückstellung 
eines Baugesuches nach § 15 (1) BauGB hinaus, ist den 
Betroffenen für dadurch entstandene Vermögensnachteile 
eine angemessene Entschädigung in Geld zu leisten. Die 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung 
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekanntgemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
 beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.

Solingen, 22.02.2013

Feith
Oberbürgermeister

B E K A N N T M A C H U N G

Satzung

über eine Veränderungssperre für das Gebiet östlich 
der Höher Straße und nördlich der Beethovenstraße 

(Nr. 157/619) vom 22.02.2013

Aufgrund der §§ 14, 16 und 17 (3) des Baugesetzbuches 
(BauGB) vom 23.9.2004 (BGBl. I S. 2414) in Verbindung mit 
§§ 7 und 41 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666) in 
der jeweils z. Zt. geltenden Fassung hat der Rat der Stadt 
Solingen in seiner Sitzung am 21.02.2013 folgende Sat-
zung über eine Veränderungssperre beschlossen: 

§ 1
Für das Gebiet östlich der Höher Straße, westlich der Büsch-
berger Straße und nördlich der Beethovenstraße hat der Rat 
der Stadt am 21.02.2013 die Aufstellung des Bebauungs-
planes W 619 beschlossen. Zur Sicherung der Planung wird 
für den künftigen Planbereich - s. § 2 - eine Veränderungs-
sperre angeordnet.

§ 2
Das von der Veränderungssperre betroffene Gebiet umfasst 
den Bereich östlich der Höher Straße und nördlich der Beet-
hovenstraße.

Im Einzelnen sind folgende Grundstücke betroffen:
Gemarkung Wald, Flur 92, Flurstücke 38, 39 und 40 sowie 
Gemarkung Wald, Flur 93, Flurstücke 71, 82, 91 und 93.

§ 3
In dem von der Veränderungssperre betroffenen Bereich 
dürfen:

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchge-
führt und bauliche Anlagen nicht beseitigt werden; 
Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB sind: Vorhaben, 
die die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung 
von baulichen Anlagen zum Inhalt haben, und Auf-
schüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs 
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B E K A N N T M A C H U N G

Dienstjubiläen

Am 11.01.2013 feierte Frau Doris Reinhold, beschäftigt 
beim Stadtdienst Gesundheit, Infektions- und Umwelthygie-
ne, ihr 25-jähriges Dienstjubiläum.

Am 01.02.2013 feierte Herr Udo Wittrin, beschäftigt bei 
den Technischen Betrieben Solingen, Stadtreinigung, sein 
25-jähriges Dienstjubiläum.

Vorschriften über die Entschädigung im Zweiten Abschnitt 
des Fünften Teils des BauGB sowie § 121 BauGB gelten 
entsprechend; dabei ist der Grundstückswert zugrunde zu 
legen, der nach den Vorschriften des Zweiten Abschnitts 
des Dritten Teils des BauGB zu entschädigen wäre (§ 18 (1) 
BauGB). Zur Entschädigung ist die Gemeinde verpflichtet. 
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlan-
gen, wenn die vorstehend bezeichneten Vermögensnach-
teile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädi-
gung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen bean-
tragt. Kommt eine Einigung über die Entschädigung nicht 
zustande, entscheidet die höhere Verwaltungsbehörde. 
Für den Bescheid über die Festsetzung der Entschädigung 
gilt § 122 BauGB entsprechend (§ 18 (2) BauGB). Auf das 
Erlöschen des Entschädigungsanspruches findet § 44 (4) 
BauGB mit der Maßgabe Anwendung, dass bei einer Ver-
änderungssperre, die die Sicherung einer Festsetzung nach 
§ 40 (1) BauGB oder § 41 (1) BauGB zum Gegenstand hat, 
die Erlöschungsfrist frühestens ab Rechtsverbindlichkeit des 
Bebauungsplans beginnt (§ 18 (3) BauGB).

Bekanntmachungsanordnung
Die vom Rat der Stadt Solingen am 21.02.2013 beschlossene 
Satzung über die Veränderungssperre für das o.g. Gebiet 
wird hiermit gemäß § 16 (2) BauGB i.V.m. § 4 BekanntmVO 
öffentlich bekanntgemacht. 
Die Satzung über die Veränderungssperre Nr. 157/619 liegt 
mit dem zugehörigen Plan vom Tage der Bekanntmachung 
an während der Dienststunden im Rathaus Solingen-Mitte, 
Stadtdienst Planung, Mobilität und Denkmalpflege, Abtei-
lung Städtebauliche Planung, Rathausplatz 1, 2. Oberge-
schoss während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht 
aus. Dienststunden sind Montags, Dienstags und Mittwochs 
jeweils in der Zeit von 8.00 bis 13.00 Uhr sowie von 14.00 
bis 16.00 Uhr, Donnerstags in der Zeit von 8.00 bis 13.00 
Uhr sowie von 14.00 bis 18.00 Uhr und Freitags von 8.00 
bis 13.00 Uhr. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft 
gegeben.
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NW) kann nach Ablauf eines Jahres seit Verkündung dieser 
Satzung nicht mehr gegen diese Satzung geltend gemacht 
werden, es sei denn
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
 bekanntgemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet, oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.

Solingen, 22.02.2013

Feith
Oberbürgermeister
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